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Regionalentwicklung 
Die ländlichen Regionen in Deutschland sind auf dem 
aufsteigenden Ast. Ihr Bruttoinlandsprodukt je Einwoh-
ner wächst schneller als das vieler deutscher Metropolen. 

   Seiten 10–11

IW-Verbandsumfrage. So viel Optimismus war lange nicht – der Aufschwung 
in Deutschland hat inzwischen die große Mehrheit der Wirtschaftszweige 
erfasst. Der Aufwärtstrend ist zudem robuster geworden, weil sich die 
Investitions- und Beschäftigungsperspektiven verbessert haben. IW-Direktor 
Michael Hüther weist im Interview allerdings darauf hin, dass die deutsche 
Erfolgsstory gefährdet ist: Der Fachkräftemangel bringt viele Unternehmen 
an ihre Kapazitätsgrenzen, der Arbeitsmarkt entwickelt sich in Richtung 
Mangelverwaltung.

   Seiten 2–5

Sozialversicherungen 
Obwohl die Beitragssätze insgesamt sinken, steigen die 
Höchstbeiträge für die Sozialversicherungen. Grund ist 
die Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze. 

   Seite 8
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Aufschwung 
allenthalben

Ob Brexit-Wirrwarr, Trump-Gepol-
ter oder GroKo-Geschacher – nichts 
scheint die deutsche Wirtschaft 
derzeit aus der Bahn werfen zu 
können. Jedenfalls sprechen 26 der 
48 Verbände, die das Institut der 
deutschen Wirtschaft regelmäßig 
befragt, von einer verbesserten 
Geschäftslage im Vergleich zum 
Jahreswechsel 2016/2017. Und der 
Blick nach vorn verheißt ebenfalls 
viel Gutes (Grafik):

Gut zwei von drei Wirtschafts-
verbänden erwarten, dass ihre 
Unternehmen 2018 mehr produzie-
ren beziehungsweise höhere 
Umsätze erzielen werden als 2017.

Damit ist das Spektrum der 
zuversichtlichen Branchen nochmals 
breiter als zum Jahresbeginn 2017. 
Allerdings gehen nur die Stahl- und 
Metallverarbeitung sowie die 
Bauindustrie von einer wesentlich 
höheren Produktion im Jahr 2018 
aus. Auf der anderen Seite rechnen 
aber auch lediglich noch zwei 
Branchen damit, dass die Geschäfte 
schlechter laufen –  vor zwölf Mona-
ten waren es acht.

Die Produktionsaussichten der 
deutschen Wirtschaft könnten sogar 

noch besser sein, wenn der Fachkräf-
temangel nicht so manchen Perso-
nalchefs einen Strich durch die 
Rechnung machen würde (siehe iwd 
25/2017 und Interview Seiten 4–5). 
Die Nachfrage nach neuen Mitarbei-
tern bleibt jedenfalls hoch:

Immerhin 19 Verbände gehen 
für das neue Jahr von einem 
Beschäftigungszuwachs in ihren 
Unternehmen aus – nur 9 Wirt-
schaftszweige halten einen Perso-
nalabbau für wahrscheinlich.

Zur Jahreswende 2016/2017 
standen den 15 Branchen, die mehr 
Stellen schaffen wollten, noch 12 mit 
Kürzungsplänen gegenüber.

Erfreulicher als vor einem Jahr 
sind auch die Investitionsperspekti-
ven. Waren damals nur 18 Wirt-
schaftsverbände optimistisch, 
erwarten nunmehr 24, dass ihre 
Ausgaben für neue Maschinen, 
Produktionsanlagen, Software etc. 
2018 steigen. Lediglich der Bergbau 
und die Keramische Industrie 
werden im neuen Jahr voraussicht-
lich weniger investieren. Ansonsten 
wollen im Verarbeitenden Gewerbe 
vor allem die großen Branchen – der 
Maschinen- und Anlagenbau, die 
Elektroindustrie, die Autohersteller 
und die Chemie – ihre Investitions-
budgets aufstocken. Generell sind 
die höheren Investitionen der 
Unternehmen auch auf den Trend 
zur Digitalisierung zurückzuführen.

IW-Verbandsumfrage. Die 
deutsche Wirtschaft startet mit 
viel Zuversicht in das Jahr 2018. 
Der Aufwärtstrend erfasst in-
zwischen die große Mehrheit der 
Branchen. Zudem wird die Kon-
junktur robuster, weil die Inves-
titions- und die Beschäftigungs
perspektiven deutlich besser sind 
als vor einem Jahr.

IW-Kurzbericht 92/2017 
Michael Grömling: Robuster Auftrieb  
auf breiter Front – Ergebnisse der 
IW-Verbandsumfrage für 2018 
iwkoeln.de/verbandsumfrage_2018

IW-Verbandsumfrage für 2018

Ergebnisse der Befragung von 
48 deutschen Wirtscha�sverbänden

Wirtscha�szweig

Insgesamt 26 20 2 2 31 13 2 0 24 21 2 19 19 9

Wie ist nach Ihrer Einschätzung 
die allgemeine Stimmungslage 
in den Unternehmen Ihres 
Wirtscha�szweigs gegenüber 
dem Jahreswechsel 2016/2017?

1. Welches Produktionsergebnis 
(ggf. preisbereinigtes Umsatz- bzw. 
Geschä�sergebnis) erwartet Ihr 
Wirtscha�szweig für 2018 im 
Vergleich zu 2017?

2. Wie werden sich die 
Investitionen 2018
im Vergleich zu 2017 
in Ihrem Wirtscha�s-
zweig entwickeln?

3. Wie wird sich die Zahl 
der Beschä�igten 2018 
im Vergleich zu 2017 in 
Ihrem Wirtscha�szweig 
entwickeln? 

4.

1. Bergbau
2. Energie- und Wasserwirtscha�
3. Mineralölverarbeitung
4. Steine-und-Erden-Industrie
5. Eisen- und Stahlindustrie
6. NE-Metallindustrie
7. Gießereien
8. Chemische Industrie
9. Forschende Pharmaunternehmen
10. Gummiverarbeitung
11. Stahl- und Metallverarbeitung
12. Maschinen- und Anlagenbau
13. Automobilindustrie
14. Lu�- und Raumfahrzeugbau
15. Schi�bau und Meerestechnik
16. Elektroindustrie
17. Feinmechanik und Optik
18. Keramische Industrie
19. Glasindustrie
20. Holzverarbeitung
21. Kunststo�verarbeitung
22. Papierverarbeitung
23. Papierfabriken
24. Lederindustrie
25. Druckindustrie
26. Textil- und Modeindustrie
27. Ernährungsindustrie
28. Bauindustrie
29. Baugewerbe
30. Handwerk
31. Entsorgungswirtscha�
32. Groß- und Außenhandel
33. Einzelhandel
34. Speditionen
35. Banken
36. Sparkassen
37. Volksbanken
38. Investment
39. Leasing
40. Versicherungswirtscha�
41. Gastgewerbe
42. Zeitschri�enverlage
43. Tourismus
44. Informationswirtscha�
45. Messewirtscha�
46. Werbewirtscha�
47. Immobilien
48. Privater Rundfunk und Telemedien

mehr
werden

gleich
bleiben

weniger
werdenbesser genauso schlechter mehr

werden
gleich
bleiben

weniger
werden

wesentl.
höher

etwas
höher

gleich-
bleibend

etwas
niedriger

wesentl.
niedriger

© 2018 IW Medien / iwd

k.A.k.A.
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„Fachkräfte wachsen ja nicht 
auf Bäumen“

Die Stimmung ist blendend: 
26 Verbände sprechen von einer 
besseren Lage ihrer Unternehmen 
als vor einem Jahr, 20 bezeichnen 
sie als gleich gut und nur zwei als 
schlechter. Woran liegt das?

Die Weltkonjunktur hat weiter 
Fahrt aufgenommen, das wirkt sich 
positiv auf unsere exportorientierte 
Wirtschaft aus. Auch der hohe Kon- 
sum und die steigenden Investitio-
nen im Inland treiben die Konjunk-
tur. Das hilft vor allem der hiesigen 
Industrie, aber auch Dienstleister im 
Investment-, Leasing- und Immobi
lienbereich profitieren.

Auf der Verliererseite stehen die 
Banken, die mit den niedrigen 
Zinsen, hoher Regulierungsintensität 
und niedrigen Margen in hartem 
Wettbewerb zu kämpfen haben. Der 
Ernährungsindustrie macht die 
starke Konkurrenz ebenfalls zu 
schaffen. Außerdem hat sie steigen-
de Kosten zu bewältigen.

Sie sprachen gerade die inländi-
schen Investitionen an …

… die 2017 deutlich zugelegt 
haben. Das hatte zum Jahreswechsel 
2016/2017 so deutlich keiner erwar-
tet – auch die Verbände nicht. Jetzt 

sind sie sich allerdings einig, dass es 
mit den Investitionen der Firmen 
weiter aufwärts geht.

Ist absehbar, wer besonders 
viel Geld in die Hand nehmen 
wird?

Wenn die Umfrage recht behält, 
werden es die großen Industriebran-
chen sein: der Maschinen- und 
Anlagenbau, die Elektroindustrie, die 
Automobilindustrie, die Chemische 
Industrie.

Über alle Branchen hinweg treibt 
die Digitalisierung die Investitions-
prozesse an, übrigens auch im 
Bankensektor. Denn die Finanz-
dienstleister wollen allesamt mehr 
investieren, obwohl sie mit Blick auf 
die Beschäftigung und die allgemei-
ne Stimmung eher verhalten sind.

Apropos Beschäftigung: Auch 
hier ist das Bild positiver als in der 
Umfrage vor einem Jahr. Nur noch 
neun Verbände – also weniger als 
ein Fünftel – erwarten, dass ihre 
Mitgliedsunternehmen unterm 
Strich Personal abbauen.

Das ist richtig und natürlich sehr 
beruhigend für alle Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer in Deutsch-
land. Doch auch diese Medaille hat 

zwei Seiten: Oft ist nämlich nicht 
sicher, dass die Suche der Unterneh-
men nach Arbeitskräften erfolgreich 
ist. Da stößt die deutsche Erfolgs
story an ihre Grenzen.

Sie sprechen vom Fachkräfte-
mangel – gerade im mathemati-
schen, naturwissenschaftlichen 
oder technischen Bereich und in 
der Informatik. Doch wie konkret 
sind die Probleme wirklich?

Sehr konkret. Das hat uns auch 
unsere Konjunkturumfrage im 
Herbst 2017 vor Augen geführt. Da 
wollten wir wissen, ob die deutsche 
Wirtschaft überhitzt – schließlich 
wächst sie seit Jahren. Tatsächlich 
sagte gut ein Drittel der rund 2.900 
Firmen, dass ihre Kapazitäten 
überausgelastet sind.

Als wir dann genauer nachgehakt 
haben, wurde deutlich: 66 Prozent 
der überausgelasteten Unternehmen 
fehlen Fachkräfte, um der Nachfrage 
Herr zu werden (Grafik Seite 5). In 
der Gesamtwirtschaft gilt das 
immerhin für 47 Prozent der Firmen. 
Kein Wunder also, dass in diesen 
Tätigkeitsbereichen Überstunden 
angehäuft und Zusatzschichten 
gefahren werden.

Interview. Die Ergebnisse der jüngsten IW-Verbandsumfrage klingen fast zu 
schön, um wahr zu sein: 33 der 48 befragten Verbände erwarten für 2018 
bessere Produktionsergebnisse ihrer Mitgliedsunternehmen als 2017, nur zwei 
sind pessimistisch. IW-Direktor Michael Hüther erklärt im iwd-Interview, 
wie die Umfrageergebnisse im Detail zu bewerten sind und warum die deutsche 

Erfolgsstory ernsthaft bedroht ist.Foto
: IW
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Die Wirtschaftstheorie sagt, 
dass knappe Güter teurer sind. Im 
Umkehrschluss könnte das bedeu-
ten: Es braucht höhere Löhne, 
dann gibt es auch genügend 
Fachkräfte.

In der Theorie ist diese Logik 
bestechend. Doch die Praxis sieht 
anders aus. Nehmen wir beispiels-
weise die Metall- und Elektro-Indus- 
trie. Sie zahlt im Vergleich zu ande-
ren Branchen und trotz starker 
Internationalität hohe Löhne, die in 
den vergangenen Jahren noch 
einmal deutlich gestiegen sind. Doch 
Fachkräfte wachsen nicht auf 
Bäumen, deshalb helfen höhere 
Löhne hier nur sehr bedingt.

Außerdem gilt: Wenn die einen 
für Fachkräfte mehr zahlen, fehlen 
die guten Leute an anderer Stelle. 
Der Arbeitsmarkt entwickelt sich 
angesichts einer historisch und 
international hohen Erwerbstätigen-
quote von 78 Prozent aktuell stark in 
Richtung Mangelverwaltung.

Zu den Forderungen der IG 
Metall in der aktuellen Tarifrunde 
muss man Sie also gar nicht erst 
befragen, oder?

Sie meinen die Forderung nach 
6 Prozent mehr Geld sowie ein Recht 
auf Teilzeit mit Rückkehrrecht in 
Vollzeit bei teilweisem Lohnaus-
gleich? Mit alldem habe ich tatsäch-
lich eine Menge Probleme.

Gerade weil viele Firmen heute 
schon überausgelastet sind, sollte es 
erstens darum gehen, wie Arbeitneh-
mer – natürlich freiwillig – vielleicht 
sogar mehr arbeiten können. Da 
passt der Gegenentwurf der IG Metall 
so gar nicht ins Bild.

Zum zweiten das Rückkehrrecht 
von Teil- in Vollzeit: Wie soll das funk-
tionieren? Die Unternehmen müssen 
Personal verbindlich ein- oder 
ausplanen. Sie können doch nicht 
einfach so Stellen freihalten, bis 
Mitarbeiter ihre Stundenzahl viel-
leicht wieder aufstocken. Die einzige 

Möglichkeit, die ich hier eventuell 
sähe, wäre, dass die Beschäftigten 
die Befristung ihrer Teilzeitabsen-
kung akzeptieren.

Und dann der teilweise Lohnaus-
gleich bei reduzierter Arbeitszeit. Das 
ist unfair. Denn finanzieren müssten 
den Ausgleich all jene, die selbst 
nicht in Teilzeit gehen. Oder anders 
betrachtet: Es wäre ein Anreiz für 
alle, nur noch Teilzeit zu arbeiten.

Aber es ist doch eine berechtig-
te Forderung der Arbeitnehmer, 
ein Stück vom Erfolgskuchen 
abzubekommen.

Natürlich. Dafür gibt es die 
Tarifparteien und Tarifverhandlun-
gen. Nach meinem Eindruck haben 
die Arbeitnehmer in Deutschland 
aber in der Regel ein angemessenes 

Stück vom Kuchen abbekommen – 
gerade in der Industrie.

Wenn also Geld nicht hilft, wie 
können wir den Fachkräftebedarf 
dann decken?

Es klingt unpopulär, aber ab 2030 
muss es mit der schrittweisen 
Erhöhung des Rentenzugangsalters 
weitergehen. Entscheiden müssen 
wir das schon heute.

Zudem müssen wir unser Bil-
dungssystem weiter verbessern und 
Ausbildungszeiten verkürzen.

Und wir sollten weiterhin im 
Ausland um Fachkräfte werben. 
Dafür brauchen wir schnellstmöglich 
ein gutes, transparentes Einwande-
rungsgesetz, das den Bedarf im Land 
und das Potenzial der Zuwanderer in 
Einklang bringt.

Quelle: Institut der deutschen Wirtscha�
© 2018 IW Medien / iwd
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Arbeitszeitkonten

 

Verzögerte Produktion/
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Übermäßig hoher Lagerabbau

Fehlende Fachkrä�e

Ablehnung von Au�rägen

Flaschenhals Mensch

Alle Unternehmen Unternehmen mit Überauslastung

So viel Prozent der Unternehmen bestätigen, dass ihre Firma stark von diesem 
Indikator für eine Überhitzung betro�en ist

Überauslastung: Die Produktionskapazitäten eines Unternehmens werden stärker als mit der langfristigen 
Durchschnittsauslastung genutzt
Befragung von 2.887 Unternehmen in Deutschland im Oktober/November 2017
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 Zu klein, zu groß, gefällt nicht: 
Die Gründe für einen Umtausch sind 
vielfältig. Nach Weihnachten und 
rund um den Jahreswechsel ist im 
Einzelhandel traditionell Hochsaison 
für Umtauscher. Im Onlinehandel 
gibt es ein 14-tägiges Widerrufsrecht. 
Im stationären Handel dagegen ist 
der Käufer auf die Kulanz des 
Unternehmens angewiesen. Bei 
mangelhafter Ware allerdings sieht 
es anders aus.

Grundsätzlich kann jeder binnen 
zwei Jahren, also in der gesetzlichen 
Gewährleistungsfrist, einen Mangel 
reklamieren. In den ersten sechs 
Monaten nach dem Kauf besteht 
gegenüber dem Händler keine 
Beweispflicht. Es wird also vermutet, 
dass der Mangel schon ab Kauf 
bestand. Genau hier setzen die 
EU-Pläne an: Künftig soll die soge-
nannte Beweislastumkehr nicht nur 
für sechs Monate, sondern zwei 
Jahre lang gelten. Der Händler muss 
also im Fall einer Reklamation über 
die gesamte Gewährleistungsfrist 
hinweg nachweisen, dass die Ware 
beim Kauf fehlerfrei war. 

Das könnte teuer werden, hat die 
IW Consult in einer Studie für den 
Handelsverband Deutschland 
herausgefunden: 

Die Unternehmen rechnen bei 
einer Verlängerung der Frist für die 
Beweislastumkehr mit Mehrkosten 
von 378 Millionen Euro pro Jahr.

Die jährlichen Kosten für Gewähr-
leistungsfälle im Einzelhandel 
würden demzufolge auf insgesamt 
1,8 Milliarden Euro steigen – Kosten, 

gegen den Hersteller durchgesetzt 
werden kann. Hinzu kämen künftig 
vermehrt Kosten für möglicherweise 
erforderliche Gutachten.

Die EU-Pläne treffen in der jetzi- 
gen Form nur den Onlinehandel. Der 
Einzelhandel erwartet aber, dass die 
Regeln auch auf den stationären 
Handel ausgeweitet werden.

auf denen die meisten Unternehmen 
wohl sitzenbleiben würden (Grafik): 

Zwei Drittel der Firmen rechnen 
damit, dass sie die Kosten nicht an 
die Kunden weiterreichen können.

Viele Händler gehen zudem 
davon aus, dass es zu mehr Gewähr-
leistungsfällen kommen würde.

Bereits heute werden im Einzel-
handel jedes Jahr rund 22,8 Millio-
nen Fälle bearbeitet. Der einzelne 
Mitarbeiter ist je nach Unterneh-
mensgröße im Mittel bis zu 2,4 Tage 
mit der Bearbeitung von Gewährleis-
tungsfällen beschäftigt.

Die größten Kostentreiber sind 
die Beseitigung des Mangels, aber 
auch die Reklamation selbst, also 
deren Registrierung sowie die 
Prüfung, ob eine Gewährleistung 

Einzelhandel. Die EU will die Gewährleistungsrechte für Käufer ausweiten. Auf den Handel könn-
ten deshalb millionenschwere Belastungen zukommen – so das Ergebnis einer Studie der IW Consult.

Gutachten  
Roman Bertenrath, Manuel Fritsch:  
Kosten des Gewährleistungsrechts im 
Einzelhandel – Untersuchung zu den mög- 
lichen Kosten in Zusammenhang mit  
einer Erweiterung der Gewährleistungs-
rechte der Verbraucher im deutschen 
Kaufrecht, Gutachten im Auftrag des 
Handelsverbands Deutschland (HDE)

Stärkung der Käuferrechte kostet Handel Zeit und Geld

Die Europäische Union plant, die sogenannte Beweislastumkehr von sechs Monaten 
auf zwei Jahre auszuweiten. Das bedeutet, dass Einzelhändler in Zukun� bei einer 
Reklamation innerhalb von zwei Jahren beweisen müssen, dass eine Sache zum 
Zeitpunkt des Kaufs frei von Mängeln war. Derzeit gilt diese Beweislastumkehr nur 
in den ersten sechs Monaten nach Kauf.

Kosten können nicht an Kunden 
weitergereicht werden
Beweislastumkehr ist wirtscha�lich 
bedeutsam
Aufwand für Gewährleistung 
erhöht sich

Anstieg der Gewährleistungsfälle

Höhere Preise für Verbraucher

Quelle: IW Consult
© 2018 IW Medien / iwd

Befragung von 253 Unternehmen im Zeitraum Juni bis Juli 2017

66,0

62,3

59,4

33,7

64,7

So viel Prozent der Einzelhandelsunternehmen rechnen vor allem mit diesen Folgen

Höhere Kosten, mehr Aufwand
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Wäre die Weltwirtschaft eine Person, würde sie auf 
die Frage „Wie geht’s?“ wohl antworten: „Muss ja.“ Denn 
auch wenn der Kurs des US-Präsidenten Donald Trump 
nach wie vor erratisch ist, die Modalitäten des Brexits 
weitgehend ungeklärt sind und viele Schwellenländer 
ungelöste Strukturprobleme mit sich herumschleppen, 
hat sich die globale Wirtschaftslage zuletzt stabilisiert:

Das über alle Länder aufsummierte Bruttoinlands- 
produkt (BIP) ist 2017 um rund 3 ½ Prozent gewach-
sen – gegenüber gut 3 Prozent im Jahr 2016.

Das Welthandelsvolumen expandierte damals nur um 
2,2 Prozent, 2017 dürfte es jedoch wieder um 4 Prozent 
zugelegt haben.

Ein Grund dafür könnte sein, dass sich Befürchtun-
gen, die USA würden nach der Präsidentschaftswahl auf 
radikalen Protektionismus-Kurs gehen, bislang nicht 
bewahrheitet haben. Auch die Ergebnisse der Parla-
mentswahlen in Frankreich und den Niederlanden, bei 
denen die Populisten schlechter abschnitten als befürch-
tet, haben die Wirtschaftsakteure aufatmen lassen.

Sofern es keine neuen unangenehmen Überraschun-
gen gibt, geht das Institut der deutschen Wirtschaft 
davon aus, dass die Weltwirtschaft 2018 auf dem bisheri-
gen Wachstumskurs bleibt – was auch der deutschen 
Konjunktur zugutekommt (siehe iwd 25/2017). Die 
IW-Auslandsprognose im Detail (Grafik):

Im Euroraum stützt vor allem die positive Entwick-
lung auf dem Arbeitsmarkt die wirtschaftliche Erholung. 
Im Oktober 2017 lag die Arbeitslosenquote mit 8,8 Pro- 
zent im Schnitt um 1 Prozentpunkt unter dem Wert des 
Vorjahresmonats. Auch die Investitionstätigkeit kommt 
zunehmend in Schwung.

Die Wirtschaft der Euroländer dürfte daher 2018 
wie im Vorjahr insgesamt um 2 Prozent wachsen.

Zu den dynamischsten Ländern zählen dabei Irland, 
die Niederlande und Spanien, während Italiens Konjunk-
tur mau bleibt.

Die USA profitieren von der steigenden Binnennach-
frage und dem auch durch die Dollarschwäche angetrie-
benen Außenhandel. Die Wirtschaftspolitik setzt dage-

Auslandskonjunktur. Allen ökonomischen und politischen Risiken zum Trotz wird die Weltwirt-
schaft laut IW-Prognose 2018 um etwa 3 ½ Prozent zulegen. Dabei bleibt das Wachstum in den 
Industrieländern weitgehend stabil – auch im Euroraum erholt sich die Konjunktur weiter.

Weltwirtschaft wächst stetig

IW-Auslandsprognose
Veränderung des preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts 
gegenüber dem Vorjahr in Prozent

2016

2017

2018

Quellen: Consensus Forecasts, Eurostat, IWF, 
Institut der deutschen Wirtscha�
© 2018 IW Medien / iwd 

1,9
Deutschland

2 ¼ 2

5,1
Irland

4 3 ¼

-0,2
Russland

1 ½ 1 ½

7,1
Indien

6 ¾ 7 ½

1,2
Belgien

1 ¾ 1 ½

0,9
Italien

1 ¼ 1 ¼

1,4
Portugal

2 ½ 2

3,2
Spanien

3 2 ½

0
Griechenland

1 ½ 2

1,9
Finnland

2 ½ 2

1,6
USA

2 ¼ 2 ½

1,0
Japan

1 ½ 1 ¼

6,7
China

6 ¾ 6 ½

-3,6
Brasilien

¾ 1 ½

1,2
Frankreich

1 ½ 1 ¾

2,2
Niederlande

3 2 ½

1,5
Österreich

2 ¼ 2

1,8
Vereinigtes Königreich

1 ½ 1 ½

Stand: November 2017; Länderauswahl

gen nur wenige Impulse. Unterm Strich rechnet das IW 
für 2018 mit einem BIP-Zuwachs von knapp 2 ½ Prozent.

China dürfte zwar auch 2018 zu den am stärksten 
wachsenden Volkswirtschaften zählen. Allerdings hält 
nicht zuletzt die staatliche Investitionsförderung die 
Konjunktur auf Kurs. Ein weiterer Risikofaktor ist die 
zunehmende Verschuldung im Land, die mittlerweile 
mehr als das Doppelte der Wirtschaftsleistung beträgt.



4. Januar 2018  / #1 / Seite 8Sozialversicherungen

Sozialversicherungen. Die Sen-
kung des Beitragssatzes zur Ren-
tenversicherung ist für die meisten 
kaum spürbar, ebenso wenig wie 
die mögliche Entlastung beim 
Zusatzbeitrag zur Krankenkasse. 
Stattdessen führt die Anhebung 
der Beitragsbemessungsgrenzen 
2018 zu steigenden Sozialabgaben 
in den höheren Gehaltsgruppen.

Kaum Entlastung für Beitragszahler

Jedes Jahr passt die Bundes­
regierung die Obergrenzen für die 
Bemessung der gesetzlichen Sozial­
versicherungsbeiträge an die Ent­
wicklung der durchschnittlichen 
Bruttogehälter an.

 Dabei gilt für die gesetzliche 
Kranken- und Pflegeversicherung 
eine einheitliche Beitragsbemes­
sungsgrenze. Weil die durchschnitt­
lichen Bruttoarbeitsentgelte 2017 
bundesweit um 2,4 Prozent gestie­
gen sind, klettert die Kappungsgren­
ze von 4.350 Euro im Jahr 2017 auf 
4.425 Euro in diesem Jahr (Grafik).

In der Renten- und Arbeitslosen­
versicherung gelten dagegen unter­
schiedliche Obergrenzen. Dies wird 
damit begründet, dass das Entgelt­
niveau im Westen höher ist als im 
Osten. 

Den Durchschnittsverdiener 
betrifft die jährliche Prozedur 
allerdings nicht. Denn solange das 
Bruttogehalt unter der Beitrags­
bemessungsgrenze liegt, hängt die 
Höhe der Sozialabgaben allein vom 
Beitragssatz ab. 

Allerdings würde bei einer starren 
Obergrenze mit jeder Gehaltserhö­
hung der beitragsfreie Anteil steigen. 
Erst die jährliche Anpassung verhin­
dert, dass Besserverdiener mit jeder 

Lohnerhöhung nach und nach aus 
der Beitragspflicht herauswachsen.

Das hat aber zur Folge, dass die 
Sozialabgaben in höheren Entgelt­
gruppen jedes Jahr steigen – nicht 
nur für die Arbeitnehmer, sondern 
ebenso für die Arbeitgeber.

Dies kann 2018 auch nicht durch 
die Entlastungen bei den Beitrags­
sätzen kompensiert werden, die 
allen Versicherten zugutekommen:

In der Rentenversicherung sinkt 
der Beitragssatz auf 18,6 Prozent 
und dürfte bis zum Ende des Jahr­
zehnts auf diesem Niveau bleiben. 

In der Krankenversicherung 
winkt eine Mini-Entlastung. Nach 
Einschätzung des Bundesversiche­
rungsamts kann der durchschnitt­
liche Zusatzbeitrag 2018 um einen 
Zehntelpunkt auf 1,0 Prozent sinken. 
Wie viel im Einzelfall gespart wird, 
hängt von der Kassenwahl ab.

In der Arbeitslosenversicherung 
sorgt der Boom am Arbeitsmarkt für 
üppig sprudelnde Beitragseinnah­
men und für weniger Ausgaben. Ob 
die neue Bundesregierung deshalb 
den Beitragssatz senken wird, steht 
aber noch in den Sternen.
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In den ersten neun Monaten 2017 wurden in China 
etwas mehr als 400.000 Elektroautos verkauft – fast 
siebenmal so viele wie im Jahr 2014 (Grafik). Damit 
wächst der Absatz von E-Autos noch schneller als der 
chinesische Automarkt insgesamt und ihr Marktanteil 
hat inzwischen die 2-Prozent-Marke überschritten. 

Der E-Boom ist allerdings weniger auf ein gestiegenes 
Umweltbewusstsein der chinesischen Autokäufer 
zurückzuführen, sondern ist das Ergebnis einer massiven 
staatlichen Förderung:

Die Zentralregierung in Peking unterstützt den 
Kauf eines Elektroautos umgerechnet mit bis zu 6.000 
Dollar. Die Regionalregierungen stocken den Betrag 
noch einmal um 15 bis 50 Prozent auf.

Außer den Subventionen treiben auch die hohe 
öffentliche Nachfrage – zum Beispiel für kommunale 
Fuhrparks – und Privilegien bei der Vergabe von Num-
mernschildern, die in Großstädten wie Peking und 
Shanghai verlost beziehungsweise versteigert werden, 
die Absatzzahlen nach oben.

Weil sich mittlerweile die Meldungen über Subven
tionsbetrug häufen, leitet die Regierung in Peking einen 
Strategiewechsel ein und will die Hersteller ab 2019 über 
eine Quotenregelung dazu bringen, mehr Elektroautos in 
den Markt zu drücken.

Diese Quote hat allerdings in Deutschland und im 
übrigen Europa für einige Verwirrung gesorgt, denn sie 
wurde fälschlicherweise so interpretiert, dass künftig 
10 Prozent der Neuwagen in China Elektroautos sein 
sollten. Das wäre eine Verfünffachung des Marktanteils 
von 2017. Tatsächlich gilt:

Die chinesische Quote schreibt keinen 10-prozen
tigen Anteil von Elektroautos am Gesamtabsatz vor, 
sondern besagt, dass ein Hersteller Ökopunkte in 
Höhe von 10 Prozent seiner Absatzzahl vorweisen 
muss.

Diese Punkte werden nach einem komplizierten 
Schema errechnet, in dem Elektrofahrzeuge mehrfach 
zählen. Ein BMW i3 beispielsweise bringt 4,5 Ökopunkte, 

Elektromobilität. Etwa jedes zweite E-Auto wird heute in China zugelassen. Doch hinter dem 
vermeintlichen Umweltbewusstsein steckt in Wahrheit eine massive staatliche Förderung. Und auch 
die Quote, die ab 2019 gelten soll, ist nicht ganz astrein.

2014 2015 2016 1. bis 3. Quartal 2017

China macht E-mobil
 in 1.000  

Quellen: ev-sales Blog, Organisation Internationale 
des Constructeurs d’Automobiles (OICA)
© 2018 IW Medien / iwd

19.708 59

21.211 207

24.377 352

19.500 405

Pkw-Absatz
davon: 
Elektroautos Marktanteil in Prozent

0,29

0,98

1,44

2,08

ein Plug-in-Hybrid wie Toyotas Prius III immerhin noch 
2 Punkte. Allerdings muss man hinzufügen, dass auslän-
dische Modelle in China so gut wie keine Rolle spielen 
(siehe iwd 18/2017).

Ferner ist zu beachten, dass Händlerzulassungen 
ebenso gezählt werden wie Fahrzeuge, die ein auslän
discher Hersteller in einem Joint Venture produziert. 
Wichtig für die Punktevergabe ist auch, dass die Batterie 
in China produziert wurde.

All diese Vorschriften führen dazu, dass die Quote 
weniger drastisch ist, als der Wert von 10 Prozent 
signalisiert. Trotzdem stellt sie für die Hersteller eine 
große Herausforderung dar, denn sie müssen ihren 
Absatz von Elektrofahrzeugen schneller steigern als 
geplant – sonst drohen drastische Strafen.

Der chinesische E-Boom
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Die Städte boomen, das Land fällt immer weiter 
zurück – dieser Eindruck drängt sich jedem auf, der die 
Diskussion über die Urbanisierung in Deutschland 
verfolgt. Doch was die Wohnvorlieben der Bundesbürger 
durchaus zutreffend charakterisiert, gilt eben noch lange 
nicht für die Wirtschaftskraft. Eine neue Regionalstudie 
des Instituts der deutschen Wirtschaft hat die Entwick-
lung auf Kreisebene untersucht und zeichnet ein diffe-
renziertes Bild (Grafik):

In puncto Wirtschaftsleistung je Einwohner liegen 
die Städte weit vorn. So hatten die 14 deutschen 
Großstädte mit mehr als 500.000 Einwohnern 2015 im 
Schnitt ein Bruttoinlandsprodukt (BIP) pro Kopf von 
62.600 Euro – das sind fast 70 Prozent mehr als im 
Bundesdurchschnitt.

Alle kreisfreien 70 Städte mit mehr als 100.000 
Einwohnern kommen auf eine durchschnittliche Wirt-
schaftsleistung von knapp 49.500 Euro je Einwohner – 

und übertreffen die übrigen Landkreise und kleineren 
Städte damit um satte 18.000 Euro.

In den Städten wird aber auch der Wohlstand für 
das Umland erwirtschaftet. Das Bild des überaus 
starken Stadt-Land-Gefälles relativiert sich, wenn man 
das Umland einbezieht. Zu den Metropolregionen wie 
München, Hamburg und Frankfurt am Main gehören 
neben der dominierenden Großstadt jeweils auch 
Landkreise, in denen viele Menschen leben, die ihr Geld 
in eben jener Stadt verdienen. Deshalb kommen die 
Großräume im Durchschnitt lediglich auf ein BIP je 
Einwohner von 46.300 Euro.

Weil die Metropolregionen zudem Magnete für 
Zuwanderer aus dem In- wie Ausland sind, ist ihr Anteil 
an der deutschen Bevölkerung seit dem Jahr 2000 
teilweise sogar stärker gestiegen als ihr Beitrag zur 
Wirtschaftsleistung. Dadurch lag beispielsweise das 
damals noch durchschnittliche Pro-Kopf-BIP der Region 
Berlin-Potsdam im Jahr 2015 leicht unter dem Bundes-
durchschnitt.

Eine – eher traurige – Ausnahme bildet das Ruhrge-
biet: Es hat von 2000 bis 2015 so viele Einwohner verlo-
ren, dass sein schwaches Wirtschaftswachstum quasi 
überkompensiert wurde und die Wirtschaftsleistung je 
Einwohner so recht ordentlich zugelegt hat.

Das Land verkürzt seinen Rückstand. Die These 
vom wirtschaftlich zunehmend abgehängten ländlichen 
Raum lässt sich nicht halten – im Gegenteil: Viele Land-
kreise und kleinere Städte haben ihr Pro-Kopf-BIP von 
2000 bis 2015 deutlich gesteigert – im Mittel lag das 
Wachstum der ländlichen Kreise nominal bei fast 
48 Prozent und damit weit über jenem der Städte.

Zu erklären ist auch das durch die Kombination aus 
eher schwachem Bevölkerungswachstum bei gleichzeiti-
ger wirtschaftlicher Stärke. Denn die industriellen 
Mittelständler sitzen in Deutschland zu einem guten Teil 
in den ländlichen Regionen – und eben nicht in den 
größeren Städten.

Land ist nicht gleich Land. Die Unterschiede zwi-
schen den Landkreisen sind deutschlandweit immens 
und sie werden nicht kleiner (Grafik Seite 11). Der 

Regionalentwicklung. Stadt hui, Land pfui? Das mag fürs Wohnen gelten, aber nicht 
für die wirtschaftliche Stärke. Der ländliche Raum holt auf, wie eine neue IW-Studie zeigt. 
Allerdings ist das kein Grund zur Entwarnung.

Wo die Wirtschaftskraft wächst
Bruttoinlandsprodukt je Einwohner in Euro

2000 2015 Veränderung in Prozent

Großstädte: über 500.000 Einwohner; Städte ab 100.000 Einwohnern: einschließlich der Groß-
städte über 500.000 Einwohner; Metropolregionen: Berlin-Potsdam, Hamburg, München, Ruhr-
gebiet, Rheinland (Düsseldorf, Köln, Bonn), Frankfurt am Main (u.a. mit Mainz, Wiesbaden, 
Darmstadt), Stuttgart; ländliche Kreise: ohne Städte mit mehr als 100.000 Einwohnern

Ursprungsdaten: Volkswirtscha�liche Gesamtrechnungen 
der Länder
© 2018 IW Medien / iwd

Städte ab 100.000 Ein-
wohnern (70)

Großstädte 
(Anzahl: 14)

Ländliche Kreise 
(332)

Metropolregionen 
(7)

Deutschland

  

 

47.287

36.826

34.421

21.305

25.983

62.643

49.468

46.295

31.443

37.128

32,5

34,3

34,5

47,6

42,9

Landluft macht produktiv
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niederbayerische BMW-Standort Dingolfing-Landau 
konnte sich zuletzt über eine Wirtschaftsleistung je Ein- 
wohner von gut 66.000 Euro freuen und war mit einem 
Plus von 118 Prozent in den vergangenen 15 Jahren 
obendrein Wachstumsspitzenreiter.

Genau umgekehrt sieht es im niedersächsischen 
Landkreis Helmstedt aus: Ein Pro-Kopf-BIP von 18.600 
Euro im Jahr 2015 und dessen Wachstum von gerade 
einmal 21 Prozent seit dem Jahr 2000 bedeuten jeweils 
den viertletzten Platz unter allen deutschen Kreisen. 
Dafür gibt es im Wesentlichen zwei Gründe: Helmstedt 
war als Zonenrandgebiet strukturschwach – und ist es 
geblieben. Außerdem liegt es im Einzugsgebiet der 
Autostädte Wolfsburg und Braunschweig, in die viele 
Helmstedter zum Arbeiten pendeln.

Auffallend viele prosperierende Landkreise und 
Kleinstädte finden sich in Bayern – was nicht nur, aber 
auch mit dem kleinen Zuschnitt der regionalen Verwal-
tungseinheiten dort zu tun hat, durch den sich kleinräu-
mige Unterschiede nicht in dem Maße ausgleichen 
können wie etwa im Nachbarland Baden-Württemberg.

Die Diagnose „abgehängt“ trifft dagegen auf diverse 
Kreise in Rheinland-Pfalz zu. Das Problem dort: In der 
Südwestpfalz schaffen nicht einmal die Städte Pirma-
sens und Zweibrücken einen wirtschaftlichen Ausgleich, 
weil sie selbst daniederliegen (siehe iwd 3/2016).

Auch wenn die Situation in den ländlichen Regionen 
momentan also weit weniger dramatisch ist, als der 
Hype um die Städte glauben macht – Grund zur Entwar-
nung gibt es nicht. Denn dass die Städte so boomen, 
hängt mit grundlegenden gesellschaftlichen Veränderun-
gen zusammen:

yy Es gibt mehr Singles in Deutschland – und diese 
leben lieber in größeren Städten.

yy Junge Paare ziehen auch mit Kind immer seltener 
ins Grüne, sondern bleiben in der Stadt – weil sich dort 
die Erwerbstätigkeit beider Eltern dank kurzer Arbeits-
wege besser managen lässt.

yy Immer mehr Schulabgänger studieren, ziehen dazu 
in die Hochschulstädte – und bleiben.

yy Die Zuwanderung aus dem Ausland konzentriert 
sich ebenfalls auf die Städte – weil es für viele Migran-
ten durch die bestehenden Communitys aus dem 
Heimatland zumindest gefühlt einfacher ist, in der 
Fremde Fuß zu fassen.

Zwar ist offen, ob der Trend zum innerstädtischen 
Wohnen trotz der steigenden Mieten anhält oder das 
Landleben vielleicht doch wieder schick wird. Zu erwar-
ten ist allerdings, dass die Unternehmen dem sich 
abzeichnenden Fachkräftemangel in vielen ländlichen 
Regionen früher oder später Rechnung tragen (siehe iwd 
25/2017) und ihre Firmensitze zumindest in den Umkreis 
der wachsenden Städte verlagern. Weil sich auch techno-
logieorientierte Start-ups eher in den Städten finden, 
drohen viele ländliche Regionen irgendwann doch 
wirtschaftlich zurückzufallen – und bedürfen deshalb 
weiterhin der regionalpolitischen Unterstützung. Dabei 
muss es vor allem darum gehen, die demografiebeding-
ten Probleme abzufedern.

IW-Report 38/2017 
Klaus-Heiner Röhl: Regionale Konvergenzprozesse – Der länd
liche Raum holt auf
iwkoeln.de/laendlicher_raum

Das Wohlstandsgefälle auf dem Land
Diese fünf Kreise beziehungsweise kreisfreien Städte mit weniger als 100.000 Einwohnern in ländlichen Regionen hatten 
im Jahr 2015 …

in Euro

Kreise und kreisfreie Städte mit weniger als 100.000 Einwohnern außerhalb der sieben Metropolregionen Hamburg, Ruhrgebiet, Rheinland, Frankfurt am Main, Stuttgart, München und Berlin-Potsdam

Ursprungsdaten: Volkswirtscha�liche Gesamtrechnungen der Länder
© 2018 IW Medien / iwd

… das höchste Bruttoinlandsprodukt je Einwohner

Stadt Schweinfurt (Bayern)

Stadt Coburg (Bayern)

Stadt Ascha�enburg (Bayern)

Dingolfing-Landau (Bayern)

Stadt Passau (Bayern)

95.013

… das niedrigste Bruttoinlandsprodukt je Einwohner

Südwestpfalz (Rheinland-Pfalz)

Kusel (Rheinland-Pfalz)

Rhein-Pfalz-Kreis (Rheinland-Pfalz)

Helmstedt (Niedersachsen)

Osterholz (Niedersachsen)

15.349

82.172

69.510

66.050

62.567

16.174

17.104

18.647

18.658
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Über die Zukunft der EU diskutieren kluge Köpfe nicht erst seit dem 
Brexit-Beschluss. Die Bürger selbst haben klare Vorstellungen davon, welche 
Probleme die Staatengemeinschaft unbedingt anpacken sollte. Laut Euro
barometer halten 39 Prozent der Befragten die Arbeitslosigkeit für die größte 
Herausforderung, der sich die EU stellen muss. Das sind zwar 6 Prozentpunk-
te weniger als im Herbst 2016, dennoch hat das Thema für die EU-Bürger 
nach wie vor Top-Priorität. Von den Befragten aus Zypern, Griechenland und 
Spanien sind sogar mehr als 60 Prozent der Meinung, die EU müsse sich in 
erster Linie um mehr Jobs kümmern.

Der Abbau sozialer Ungleichheiten ist der Umfrage zufolge das zweitwich-
tigste Zukunftsthema. Für 50 Prozent der Bundesbürger ist dies sogar die 
EU-Aufgabe Nummer eins. Auch fast jeder zweite Litauer und Schwede sieht 
die EU hier besonders in der Pflicht. Das Thema Migration wiederum bewegt 
die Bürger Maltas, Tschechiens, Estlands und Ungarns am stärksten.

Top-Liste: 
Die Hausaufgaben der EU

EU-Bürger: Arbeitsmarkt hat Priorität
So viel Prozent der befragten Bürger in den 28 EU-Staaten sehen diese Themen 
als die größten Herausforderungen für die Europäische Union an

Quelle: EU-Kommission
© 2018 IW Medien / iwd

Befragte konnten maximal drei Themen auswählen;
Befragung von 27.881 EU-Bürgern im Rahmen des Eurobarometers im September/Oktober 2017 

Arbeitslosigkeit
Soziale Ungleichheit
Migration
Terrorismus und Sicherheit
Verschuldung der EU-Staaten
Unzureichendes Wirtscha�swachstum
Umweltschutz
Alterung der EU-Bevölkerung
Instabilität in den Nachbarregionen der EU
Wettbewerbsdruck durch Schwellenländer

39
36
34
32

22
19
18
18

12
10

Wie alle iwd-Ausgaben enthält 
auch unsere Nummer 1 des Jahres 
2018 wieder viele spannende, 
grafisch aufbereitete Statistiken. 
Diese Grafiken – mitsamt den zugehö-
rigen Artikeln – finden Sie entweder 
schon jetzt oder spätestens in den 
Tagen nach Erscheinen des Printhefts 
auch online auf iwd.de. Sie können 
thematisch gezielt über die Such-
funktion danach recherchieren.

Außerdem haben Sie auf iwd.de 
nicht nur die Möglichkeit, die Grafi-
ken selbst im EPS-Format herunter-
zuladen und weiterzuverwenden, 
sondern die zugrunde liegenden 
Statistiken sind auch im Excel-Format 
hinterlegt. Damit können Sie Ihre 
eigenen Grafiken erstellen oder mit 
den Daten weiterrechnen.
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